
Ill ZR 9/6I
Verkündet 

am 16o April 1962 
3cheib3., Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

• 'iJL 048

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit 

des Kaufmanns .Egon B in S tr

Klägers,Berufungsklägers 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Minister des Inneren, dieser vertreten durch den Regierungspräsidenten 
in LI-- "---

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- |£*ozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof«,

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 16. April 1962 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten 2)r. Pagendarm sov/ie der Bundes 
richter Br. Kreft, Br. Beyer, Br. Hußla und Keßler

für Recht erkannt:
Bie Revision des Klägers gegen das Urteil 

des 3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Celle 
vom 30. November I960 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten des Revisionsrechtszuges werden 
dem Kläger auferlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Im Jahre 1954 beabsichtigte der Kinobesitzer B^B> 
in ein Lichtspieltheater mit Festsaal und Hotel
zu errichten,, Zu diesem Zweck wollte er von dem Kläger 
ein in dessen Eigentum stehendes Gelände sowie ein 
weiteres Grundstück, das der Kläger seinerseits von 
seinem Nachbarn hinzukaufen wollte, käuflich
erwerben. Die Beschaffung der erforderlichen behörd­
lichen Genehmigungen begegnete jedoch Schwierigkeiten.

Die Stadt SflHl war im Jahre 1942 nach Maßgabe 
des Gesetzes über die Aufschließung von Y/ohnsiedlungs- 
gebieten vom 22. September 1953/27. September 1938 
(RGBl. I 1933, 659 und 1938, 1246) - WohnsG - zum Wohn­
siedlungsgebiet und im Jahre 1951 gemäß dem Nieder­
sächsischen Aufbaugesetz vom 9. Mai 1949 (Nds GVB1 S. 107)
- AufbauG - zum Aufbaugebiet erklärt worden. Da der 
vom Rat der Stadt SBIHfc Beschlossene Flächennutzungs­
plan vom Landessozialminister am 20. März 1954 nur 
mit einer gewissen Ausnahme genehmigt worden war, war 
er noch nicht offengelegt und deshalb noch nicht wirk­
sam geworden. In diesem ersten Flächennutzungsplan waren 
die von Banz zur Bebauung vorgesehenen Grundstücke
- wie schon bisher - als Grünfläche ausgev/iesen.

Dem Antrag des Klägers auf Genehmigung'der Teilung 
des Grundstücks seines Nachbarn Striepe gab der Land­
kreis mit Bescheid vom 20. Mai 1954 mit der Auflage 
statt, daß Baulichkeiten auf dem Grundstück nicht er­
richtet werden dürften. Die hiergegen vom Kläger unter 
dem 14. Juni 1954 erhobene Beschv/erde v/urde dem Regie­
rungspräsidenten am 26. Juni 1954 vorgelegt. Inzwischen 
hatte der Architekt B ^ H B I ^  im Aufträge des Klägers 
als Bauherrn am 1. Juni 1954 beim Kreisbauamt in S
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einen Antrag auf Befreiung vom Überbauverbot sowie 
einen Befreiungsantrag wegen der beabsichtigten Über­
bauung des Flüßchens gestellt und gleichzei­
tig einen Vorentwurf überreicht mit der Bitte um Vor­
entscheidung, ob an der vorgesehenen Stelle die ge­
planten Gebäude errichtet werden könnten. Der Regie­
rungspräsident, der gerüchtv/eise von den Bauplänen 
des Klägers gehört hatte, wies am 8. Juni 1954 die 
Stadt darauf hin, daß die Grünfläche nicht
bjebaut werden dürfe und deshalb ein befristetes Bau­
verbot erlassen werden müsse.

Am 12. Juli 1954 beantragte jedoch die Stadt 
S ^ | ^  auf Grund eines Ratsbeschlusses vom 15* Juni 1954 
die Änderung des Flächennutzungsplanes dahingehend, 
daß das bisher als Grünfläche bezeichnete Gebiet als 
Baugebiet ausgewiesemwerden sollte. Daraufhin erwarb 
der Kläger das für Efl| bestimmte Grenzstück von sei­
nem Nachbarn Striepe durch notariellen Vertrag vom 
17. Juli 1954, machte jedoch die Eigentumseintragung 
von der Durchführung des vorgesehenen Gesamtverkaufs 
an B ^ ^  abhängig. Durch weiteren notariellen Vertrag 
vom 50. Juli 1954 verkaufte der Kläger an B ^ ^  sein 
Grundstück und das von S ^ H H l  hinzuerworbene Trenn­
stück. Nach § 8 dieses Vertrages hatte B ^ i  das Recht, 
für den Fall von dem Kaufvertrag zurückzutreten, daß 
bis zum 1. August 1955 die endgültige Baugenehmigung 
nicht oder nur unter Auflagen erteilt würde, die we­
sentliche Abänderungen des Baues bedingen und damit 
Sinn und Zweck des Bauvorhabens vereiteln würden. Banz 
leistete an den Kläger eine Anzahlung von 6 000 DM; 
der bar zu zahlende Restkaufpreis betrug 19 000 DM.

Es gelang B^fc nicht, die am 29- September und 
1. Oktober 1954 beantragte Baugenehmigung rechtzeitig

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

bl*s zum I» August 1955 zu erhalten« Er ist deshalb 
vom Vertrage zurückgetreten« Dazu kam es wie folgt:

Durch Erlaß vom 21. September 1954 lehnte der 
Sozialminister die von der Stadt S ^|P| begehrte Än­
derung des Flächennutzungsplanes ab, weil die ge­
setzlichen Voraussetzungen zur Änderung (§ 9 AufbauG 
a.F.) nicht Vorlagen« Am.29«Oktober 1954 zog der Land­
kreis auf entsprechende Anweisung des Regierungspräsi­
denten die am 20« Mai 1954 erteilte Teilungsgenehmi­
gung zum Kaufvertrag des Klägers mit S ( B | |  zurück« 
Mit Rücksicht auf die nunmehr eingetretene ungeklärte 
Lage erklärten sich die Beteiligten Ende Oktober 1954 
damit einverstanden, daß die Entscheidung über die 
g^ugenehmigung bis zur Entscheidung über die Teilungs­
genehmigung zurückgestellt werde. Der Kläger erhob 
sodann Beschwerde gegen die Zurücknahme bzv/« Versagung 
der Teilungsgenehmigung, die der Landkreis am 18« Ja­
nuar 1955 dem Regierungspräsidenten zur Entscheidung 
vorlegte. Inzwischen hatte jedoch dem Kläger mit
Schreiben vom 23» November 1954 eine Frist zur Erfül­
lung des Kaufvertrages bis zum 31. Dezember 1954 ge­
setzt mit der Androhung, andernfalls vom Vertrage zu­
rückzutreten. Mit Schreiben vom 4. Januafc 1955 hatte 

mit* Rücksicht auf die inzwischen abgelaufene 
Frist sodann den Rücktritt vom Vertrage erklärt und 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung, insbesondere aber 
Rückzahlung der Anzahlung von 6 000 DM begehrt und 
mit der dem Kläger am 11. Februar 1955 zugestellten 
Klage gerichtlich geltend gemacht (4 0 17/55 LG Lüne­
burg). Am 24. Januar 1955 versagte der Landkreis auch 
die 7/ohnsiedlungs- und Aufbaugenehmigung zu dem Kauf­
vertrag des Klägers mit B^^.Hiergegen erhob der Klä­
ger ebenfalls Beschwerde. Auf Bericht des Regierungs­
präsidenten wies der Sozialminister am 18. März 1955 
den Regierungspräsidenten an, die Entscheidung über
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die Beschwerde des Klägers gegen die Versagung der 
Teilungsgen'ehinigung zu beschleunigen» Der Regierungs­
präsident wies nunmehr durch Bescheide vom 26«, April 
1955 die Beschwerden des Klägers gegen die Versa­
gung der Teilungs- und der Auf Baugenehmigung zurück« 
Inzwischen hatte aber bereits der Rat der Stadt S^^fc 
am 6« April 1955 den Flächennutzungsplan entsprechend 
der Anregung des Sozialministers geändert und das zur 
Bebauung vorgesehene Gebiet aus der Grünfläche herauc- 
genommen« Der Antrag auf Genehmigung dieser Änderung, 
die jetzt nach der am 230 April 1955 vom Landtag 
beschlossenen und am 29» April 1955 verkündeten Ge- 
setzesänderung zum Niedersächsischen Aufbaugesetz 
erleichtert war und nur noch der Genehmigung des Re­
gierungspräsidenten unterlag, ging am 14* Mai 1955 
beim Regierungspräsidenten ein« Am 24« Mai 1955 hatte 
der Rechtsanwalt im Aufträge und in Beglei­
tung des Klägers eine Rücksprache bei Oberregieiungs- 
und Baurat M ^ ^ ^ ,  dem Sachbearbeiter des Regierungs­
präsidenten für Städteplanung, der dem Kläger riet, 
noch Stellungnahmen der Kirchengemeinde, des Verkehrs­
vereins, des Naturschutzbeauftragten uid der Straßenver­
kehr sabteilung zu beschaffen« Rechtsanwalt S y ^ | ^  gab 
am 26« Mai 1955 dem Landkreis von dieser Anregung 
Kenntnis» Der Landkreis legte die geforderten Unter­
lagen mit Schreiben vom 9c Juni 1955 dem Regierungs­
präsidenten vor, bei dem das Schreiben am 22. Juni 1955 
einging» Am 28» Juni 1955 beschloß der Rat der Stadt 
S f H ^  nunmehr, den alten Flächennutzungsplan mit den 
vom Sozialminister am 20« März 1954 geforderten Än­
derungen anzunehmen. Der Plan wurde offen gelegt. Am 
14« Juni 1955 besichtigte der Regierungspräsident per­
sönlich die Örtlichkeit in und genehmigte dann
am 27« Juli 1955 seinerseits die Änderung des Flächen-
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nutzungsplanes gemäß dem Ratsbeschluß vom 60 April 
1955« Darauf erteilte der Landkreis aia 28. ^uli
1955 die Genehmigung zu dem Kaufvei’trage des Klägers 
mit Banz und zur Teilung des Grundstücks Das
Kreisbauamt nahm die Prüfung des Vorentwurfs für den 
Kino- und Hotelbau wieder auf, erhob aber am 22. August
1955 verschiedene Beanstandungen« Inzwischen war jedoch 
Banz am 2. August 1955 vom Kaufverträge vom 30. Juli
1954 unter Berufung auf dessen § 8 zurückgetreten, so 
daß der geplante Bau nicht zur Durchführung kam. Das 
Oberlandesgericht Celle erklärte im Urteil vom 12. April
1956 (7 U 38/55) diesen Rücktritt für begründet und 
verurteilte den Kläger zur Rückzahlung der Anzahlung 
von 6 000 DM.

Mit der vorliegenden Klage fordert der Kläger 
von dem beklagten Land Srsatz des ihm angeblich durch 
den Rücktritt des Kinobesitzers B ^ ^  von dem Grund­
stückskaufvertrag entstandenen Schadens. Zur Begrün­
dung hat er insbesondere geltend gemacht: Die Beam­
ten des Regierungspräsidiums in Lüneburg hätten sich 
in den Verfahren zur Genehmigung der Grundstücksteilung 
un,d der Änderung des Flächennutzungsplanes Amtspflicht­
verletzungen zuschulden kommen lassen. Der Regierungs­
präsident habe seine Beschwerdeentscheidung vom 26. April
1955 zu der Frage der Teilungs- und der AufBaugenehmi­
gung angesichts der am 23«April 1955 vom Landtag be­
schlossenen Neufassung des Aufbaugesetzes nicht mehr 
erlassen und nach der nunmehrigen Fassung dieses Ge­
setzes die Beschwerde nicht mehr zurückweisen dürfen.
Der Regierungspräsident habe zudem in anderen Fällen 
die Genehmigung zum Bauen im Grüngebiet der Stadt

erteilt und habe mithin dadurch, daß er dem 
Kläger die entsprechende Genehmigung versagt habe, 
gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen. Die Bearbei­
tung des Antrages der Stadt auf Genehmigung der
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Änderung des Flächennutzungsplanes sei pflichtwidrig 
bis zum 27. Juli 1955 verzögert worden«. Infolge 
dieser Verzögerung sei es nicht mehr möglich gewesen, 
die Baugenehmigung bis zum 1* August 1955 zu erwir­
ken, so daß der Käufer B ^ ^  habe zurücktreten können<> 
Bas beklagte Land hafte auch noch aus dem Gesichts­
punkt des enteignungsgleichen Eingriffs«,

Ber Kläger hat seinen angeblichen Schaden auf 
124 891>09 BM beziffert und Klage mit dem Antrag auf 
Verurteilung des beklagten Landes zur Zahlung dieses 
Betrages erhoben* Er hat in dem weiteren Verfahren 
entsprechend der insoweit nur beschränkt erfolgten Ar- 
menrechtsbewilligung jedoch lediglich einen - auf die 
einzelnen Schadenspositionen verteilten - Teilbetrag 
von 5 000 BM geltend gemacht*

Land- und Oberlandesgericht haben die Klage ab­
gewiesen«

Mit seiner Revision verfolgt der Kläger seinen 
Antrag auf Verurteilung des beklagten Landes zur Zah­
lung eines (Teil-)Betrages von 5 000 BM weiter. Bas 
beklagte Land bittet um Zurückweisung der Revision.

EntscheidungsgrUnde:
\ I.

Ba die Revisionssumme nicht erreicht, die Re­
vision vom Berufungsgericht auch nicht zugelassen 
worden ist, kann das Berufungsurteil in der Revisions­
instanz nur insoweit nachgeprüft werden, als zur Ent­
scheidung über den Klageanspruch das Landgericht ohne
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Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus­
schließlich zuständig war (§§ 546, 547 Abs«, 2 Nr. 2 
ZPO). Diese Voraussetzung ist hier allein für den 
Klagegrund der AmtspflichtVerletzung gegeben (§ 71 
Abs. 2 Nr«, 2 GVG) „

II.

Soweit das Berufungsgericht dem Kläger einen 
Anspruch aus Amtspflichtverletzung versagt hat, er­
gibt die Nachprüfung keinen den Bestand des Beru­
fungsurteils in Frage stellenden Rechtsfehler.

1. Zu den Vorwürfen des Klägers, die im Zusammen­
hang mit dem Erlaß der Bescheide vom 26. April 1955 
erhoben werden, ergibt sich folgendes:

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
handelte es sich in den Fällen und *
in* denen der Regierungspräsident Genehmigungen zum 
Bauen im Grüngebiet von erteilt hat, um Bauten,
die von denen vom Kläger und B ^ p  geplanten nach Art 
und Umfang wesentlich verschieden und weit v/eniger be­
deutend waren. Schon aus diesem Grunde ist mithin das 
Berufungsgericht mit Recht davon ausgegangen, daß ein 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz darin, daß dem 
Kläger nicht gleichfalls die entsprechende Genehmigung 
erteilt worden ist, nicht gesehen werden kann. Es kann 
deshalb in diesem Zusammenhang offen bleiben, ob die 
Ausnahmegenehmigungen überhaupt zulässig waren oder 
entsprechend der vom beklagten Land vertretenen Auf­
fassung gegen das Gesetz verstießen.

Richtig ist auch, daß die Bestimmungen des § 6 
Ziff. 1 WohnsG der Erteilung der .hier interessierenden
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Genehmigungen angesichts dessen, daß die den Gegen­
stand der Kaufverträge bildenden Grundstücke im Wirt­
schaftsplan der Stadt als Grüngebiet ausgewie­
sen v/aren, entgegenstanden und daß auch - nach etwa 
erfolgtem Wirksamwerden des ersten Flächennutzungs- 
planes - gemäß § 4 Ziffo 1 AufbauG nichts anderes ge­
golten haben würde* Die Revision rügt demgegenüber, 
das Berufungsgericht habe die unter Beweis gestellte 
Behauptung nicht beachtet, daß die Stadt S ^ | ^  bereits
1954 den Wirtschaftsplan nicht' mehr als verbindlich 
angesehen habe* Damit kann jedoch für den Kläger nichts 
gewonnen werden* Es ist zwar richtig, daß die Stadt

unstreitig schon zu der genannten Zeit die Be­
bauungsmöglichkeit für das hier interessierende Gelände 
erstrebte und insoweit den entgegenstehenden Wirt­
schaft splan (und ersten Flächennutzungsplan) für sich 
nicht mehr als "verbindlich" ansah. Seine rechtliche 
Wirksamkeit aber hatte der Wirtschaftsplan damit noch 
nicht verloren, so daß die Beamten des Regierungsprä­
sidiums ihn auch bei ihren Entscheidungen vom 26. April
1955 noch als wirksam zugrundelegen mußten*

Die Revision macht in diesem Zusammenhang weiter 
geltend; Die Rüge der Verletzung des Gleichheitssatzes 
dürfe nicht gesondert, sondern müsse im Zusammenhang 
mit dem sonstigen Vorbringen des Klägers gewertet wer­
den. Das Berufungsgericht hätte sich die Frage vorle­
gen müssen, ob nicht auch im vorliegenden Fall eine 
Entscheidung im gleichen Sinne wie in den Fällen W ^ m  
und anstelle der Entscheidungen vom 26* April
1955 richtig gewesen wäre* Spätestens nach dem 6. April 
1955, ganz gewiß aber nach dem 23» April 1955 habe 
festgestanden, daß die Genehmigung der Verträge in jedem 
Fall ausgesprochen werden würde. Das Berufungsgericht 
habe selbst darauf hingewiesen, daß die Stadt und der
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Bauvorhaben
Landkreis S entschlossen gewesen seien, das 

zu fördern, und sie sich an der Ge­
nehmigung der Verträge nur durch den alten Flächen- 
nutzungsplan gehindert gesehen hätten« Seit dem 
23« April 1955 aber habe endgültig festgestanden,

erreichen können« Da nach den Feststellungen des Be­
rufungsgerichts dem Regierungspräsidenten jedenfalls 
ab 26« April 1955 der Kaufvertrag zwischen dem Kläger 
und und damit auch die durch eine verspätete Ge­
nehmigung dem Kläger drohenden Schäden bekannt gewesen 
seien, habe eine Lage bestanden, die den Regierungsprä­
sidenten verpflichtet habe, die Verwirklichung der 
Pläne, die zu verhindern er bestenfalls im Augenblick, 
nicht aber auf die Dauer in der Lage gewesen sei, 
nunmehr nicht zu sabotieren, sondern zu fördern« Daß 
ihm der dafür geeignete weg bekannt gewesen sei, habe 
die Behandlung der Fälle und gezeigt«
Die zuständigen Beamten hätten die Rechtspflicht gehabt, 
die Beteiligten zu beraten und einen Weg zu suchen, 
der ohne Gesetzesverletzung für alle Beteiligten zu dem 
erstrebten Erfolg geführt hätte«

Alle diese Erwägungen können der Revision jedoch 
nicht zum Erfolg verhelfen. Entscheidend ist folgen­
de^:

Wie oben bereits hervorgehoben, standen die Be­
stimmungen des Wohnsiedlungsgesetzes und des Aufbau­
gesetzes den beantragten Genehmigungen entgegen, so 
lange der Wirtschaftsplan bzw. der Flächennutzungsplan 
der Stadt das hier interessierende Gelände als
Grün- und nicht als Baugelände auswiesen.

daß die Stadt und der Landkreis S ihr Ziel würden
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Es stellt sich alsdann die Frage, oh angesichts 
dessen, daß einmal die Stadt S^Bfedas Bauvorhaben 

förderte und eine entsprechende Änderung des 
Flächennutzungsplanes beschlossen hatte, und daß zum 
anderen die im April 1955 erfolgte Änderung des Auf­
baugesetzes Erleichterungen hinsichtlich der Änderungs­
möglichkeiten eines Flächennutzungsplanes und seine 
Genehmigung gebracht hatte, die Beamten bereits vor 
formell rechtswirksamer Änderung des Flächennutzungs­
planes von einer Bebauungsmöglichkeit des Geländes des 
Klägers hätten ausgehen und ohne Rücksicht auf die im 
Augenblick noch gegebene Rechtslage den Beschwerden 

 ̂ .d£p Klägers hätten stattgeben und die erforderlichen 
Genehmigungen hätten erteilen müssen«. Bas aber kann 
nicht angenommen werden» Wenn auch die Stadt 
eine die Bebauung des Geländes des Klägers erlaubende 
Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen hatte 
und die Zulässigkeit einer solchen Änderung nach § 9 
AufbauG n.F, nicht mehr zur Voraussetzung hatte, daß 
’’außergewöhnliche Umstände” die Änderung erforderten, 
die Zulässigkeit vielmehr nur noch davon abhängig war, 
daß ’’die Entwicklung” sie erforderte und wenn weiter 
auch zu der Änderung nicht mehr, wie bisher, die 
ministerielle Genehmigung, sondern lediglich die der 
höheren Verwaltungsbehörde, d.h. des Regierungspräsi- 

, „dgjrfcen erforderlich war, so kann doch keinesfalls eine 
Amtspflichtverletzung der Beamten des Regierungspräsi- 
di.ums dem Kläger gegenüber darin gefunden .werden, daß 
sie bei ihren Entscheidungen vom 26« April 1955 und 
ihren sonstigen Maßnahmen zunächst noch von dem Be­
stehen des alten Wirtschaftsplanes bzw« Flächennutzungs­
planes ausgegangen sind und ihre Entscheidungen und Maß­
nahmen vor dem Wirksamwerden des neuen Flächennutzungs- 
planes noch nicht nach diesem ausgerichtet haben» Y/enn
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die Aufstellung- und Änderung - von Flächennutzungs­
plänen (Wirtschaftsplänen) auch grundsätzlich Sache 
der Gemeinde war, so v/ar die Entscheidung aber doch 
insoweit nicht ausschließlich in die Hand der Gemeinde 
gelegt, vielmehr zum Wirksamwerden noch die Mitwir­
kung anderer Stellen und die Genehmigung früher des 
zuständigen Ministers, später der höheren Verwaltungs­
behörde erforderlich. In dem von jenen Stellen durch­
zuführenden Genehmigungsverfahren des von der Gemeinde 
- im Rahmen ihrer Selbstverwaltung - beschlossenen 
Flächennutzungsplanes oder seiner Änderung hatte sich 
die Überprüfung auch nicht nur allein auf das (ver­
fahrene-) rechtlich einwandfreie Zustandekommen zu 
erstrecken, sondern es war der Plan - und ebenso seine 
Änderung - dabei noch sachlich u. a. dahin zu überprü­
fen, ob er sich der übergeordneten Planung (Landes­
planung) einordnete (§ 2 Abs» 2 AufbauG), und gege­
benenfalls konnte "mit Rücksicht auf übergeordnete 
Belange" eine Änderung oder Ergänzung verlangt v/erden 
(§ 9 Abs, 2 AufbauG), Schon aus diesem Grunde kann der 
Revision nicht gefolgt werden, wenn sie meint, seit dem 
23o April 1955 habe endgültig festgestanden, "daß die 
Stadt und der Landkreis S^|^|ihr Ziel würden errei­
chen können". Vielmehr konnten die Beamten des Regie­
rungspräsidiums diese Frage für eine noch durchaus 
offene halten. Dies gilt hier umsomehr, als - unstrei­
tig - vor der Beschlußfassung der Gemeinde über die 
Änderung des Flächennutzungsplanes das einzuholende 
landesplanerische Gutachten und die Stellungnahme der 
zu beteiligenden Behörden und Körperschaften (§7 
AufbauG) noch nicht Vorlagen. Es kann also keine Rede 
davon sein, daß bereits seit dem 23* April 1955 end­
gültig festgestanden habe, daß die beschlossene Plan­
änderung wirksam werden würde, zumal es insoweit nicht 
um die Erfüllung rein formeller Voraussetzungen ging,
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von denen von vornherein hätte angenommen werden müssen, 
daß durch sie das endgültige Wirksamwerden der be­
schlossenen Planänderung nicht hätte in Präge gestellt 
werden können«, Wollte man von den verantwortlichen Be­
amten des Regierungspräsidiums mit der Revision ver­
langen, sie hätten hei ihren Maßnahmen schon vom 
23• April 1955 ah davon ausgehen müssen, daß der Plan 
wirksam geändert und damit das Gelände des Klägers 
hehauhar werden würde, so würde das bedeuten, daß sie 
ihre - eigenverantwortliche - Prüfung der beschlosse­
nen Planänderung, die Einholung des landesplanerischen 
Gutachtens und die Anhörung der noch zu beteiligenden 
Stellen als eine - letztlich völlig überflüssige - leere 
Formalität hätten ansehen sollen,, Das geht nicht an, und 
daher kann auch in dem Verhalten der Beamten des beklag­
ten Landes in der hier erörterten Richtung eine Amts­
pflichtwidrigkeit nicht erblickt werden. Aus der Ent­
scheidung des Senats vom 6. April I960 III ZR 38/59 
(— NJW I960, 1244) kann der Kläger zu seinen Gunsten 
i& diesem Zusammenhang nichts herleiten, da der diesem 
Urteil zugrunde liegende Sachverhalt sich in den ent­
scheidenden Punkten von dem hier gegebenen wesentlich 
unterscheidet. Dort war der Kläger nicht auf eine in 
Aussicht stehende Änderung der "BaustaffelH, die ein 
für ihn vorteilhafteres Bauen ermöglichte, hingewie­
sen worden. Wäre das geschehen, würde er mit seinem 
Bau bis zum IDhkrafttreten der neuen "Baustaffel" ge­
wartet haben. Hier aber geht es um die Präge, ob die 

über ein Gesuch des Klägers entscheidenden Beamten eine 
Flächennutzungsplanänderung bereits vor ihrem Wirksam­
werden als wirksam erfolgt hätten betrachten müssen.

Schließlich ist auch daraus, daß der Regierungs­
präsident oder seine insoweit verantwortlichen Beamten
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in dem Pall des Klägers nicht in gleicher V/eise wie 
in den Fällen W d P  und eine "Ausnahmege-
nehmigung" erteilt haben, in diesem Zusammenhang des­
wegen nichts Entscheidendes herzuleiten, weil es sich 
bei den Bauten und einerseits und
dem von B B B  geplanten Bauvorhaben andererseits um 
nach Art und Umfang völlig verschiedene Objekte han­
delte und nicht erkennbar ist, daß der Regierungs­
präsident durch die Ablehnung der Genehmigung im 
Falle des Klägers in Anbetracht des in den Fällen 
W B H H B  und 0 ^ ^  gezeigten Verhaltens fehlerhaft 
gehandelt habe» Eine Ausnahmegesuchgenehmigung gemäß 
§ 3 Der Verordnung Uber die Regelung der Bebauung 
vom 15» Februar 1936 - RGBl«, I 104 -, wie sie in den 
Fällen 7 / ^ m ^  und O B H H B  erteilt v/orden ist, hatte 
zudem zur Voraussetzung, daß die Bauausführung der ge­
ordneten Entwicklung des Gemeindegebietes oder einer 
ordnungsmäßigen 3ebauung nicht zuwiderlaufen wurde. Ob 
diese Voraussetzungen als gegeben anzusehen waren, 
kcyinte erst die sachliche Überprüfung der von der Stadt 

beschlossenen, die Grundstücke des Klägers be­
rührende Änderung des Flächennutzungsplans ergeben. Es 
w&r deshalb nicht pflichtwidrig, wenn der Regierungs­
präsident vor Abschluß dieser Prüfung eine Ausnahmege­
nehmigung nach Maßgabe der genannten Bestimmung nicht 
erteilt hat. Es kann deshalb auch hier dahingestellt 
bleiben, ob sich die ,,Ausnahmegenehmigungen,f in den 
Fällen W B H H K  und o B H H f e  überhaupt im Rahmen des 
Gesetzes hielten.

2. Auch der Vorwurf des Klägers, die Genehmigung 
der Flächennutzungsplanänderung sei pflichtwidrig ver­
zögert worden,3.ist .'sachlich nicht berechtigt:

Es ist oben bereits dargelegt worden, daß die 
Überprüfung der von der Stadt S^BHl beschlossenen
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Änderung des Flächennutzungsplans sich nicht nur auf 
das (Verfahrens)rechtlich einwandfreie Zustandekommen 
des gemeindlichen Beschlusses zu erstrecken hatte, 
daß vielmehr auch eine sachliche Überprüfung erfolgen 
mußte«, Es entsprach einer sachgerechten Prüfung, wenn 
die Beamten des Regierungspräsidiums im Rahmen dieser 
Prüfung ihrerseits entsprechend § 9 in Verbindung mit 
§ 7 AufbauG ein landesplanerisches Gutachten und ebenso 
die Stellungnahme der ebenfalls nach den genannten Be­
stimmungen zu beteiligenden Behörden und Körperschaf­
ten einholten* Es lag ferner im Rahmen einer sachge­
rechten und verantwortungsbewußten Amtsführung, wenn 
der Regierungspräsident - in dessen Behörde die Auf­
fassungen darüber geteilt waren, ob die von der Stadt 
Soltau beschlossene Flächennutzungsplanänderung Billi­
gung verdiene - sich zur eigenen Information und zur 
Vorbereitung seiner Entscheidung selbst an Ort und 
Stelle begabo Für alle diese Maßnahmen bedurfte es eines 
angemessenen zeitlichen Spielraumes* Die Auffassung der 
Revision, die Beamten des Regierungspräsidiums seien bei 
dem ihnen bekannten Interesse des Klägers an baldiger 
Entscheidung zu besonderer Beschleunigung verpflichtet 
und Uo a. gehalten gewesen, die Stellungnahmen der 
soistigen Behörden und Körperschaften fernmündlich einzu^- 
holen, kann nicht gebilligt werden. Das vom Kläger be­
kundete Interesse an baldiger Entscheidung brauchte für 
sich allein für die Beamten kein Anlaß zu einer derar­
tigen Beschleunigung gerade dieser Angelegenheit zu 
sein. Die Beamten hatten neben dieser Sache auch ihre 
sonstigen Aufgaben sachgerecht zu erfüllen, und der 
Kläger konnte nicht verlangen, daß gerade seine Sache 
allein wegen seines persönlichen Interesses eine bevor­
zugte Behandlung erfuhr. Die Frage, ob eine Angelegen­
heit von einer Behörde innerhalb angemessener Frist 
bearbeitet und erledigt worden ist, kann nicht allein



nach dem persönlichen Interesse eines von dieser 
Angelegenheit betroffenen Bürgers beurteilt werden„
Der Senat hat bereits in seiner Entscheidung vom 
10. November 1958 in III ZE 135/57 (= NJW 1959,
574/5) gesagt, daß es keinen Anspruch des Bürgers auf 
Erledigung seiner Anträge in einer "angemessenen"
Zeit gibt, wenn die Angemessenheit allein nach seinem 
Interesse bestimmt werden soll* Nach alledem kann 
hier, wenn über den am 14« Mai 1955 eingegangenen An­
trag auf Genehmigung des abgeänderten Flächennutzungs­
planes am 27o Juli 1955 abschließend entschieden wurde, 
angesichts der aufgezeigten, vor der endgültigen Be­
schlußfassung getroffenen sachgerechten Maßnahmen nur 
von einer Bearbeitung in durchaus angemessener Frist 
gesprochen werden, und von einer pflichtwidrigen Ver­
zögerung der Entscheidung kann keine Rede sein»

Wenn sonach aus den vorstehenden Erwägungen be­
reits eine pflichtwidrige Verzögerung des Genehmigungs­
verfahrens verneint werden muß, dann braucht der Frage 
nicht mehr weiter nachgegangen zu werden, ob die für 
die Beamten der höheren Verwaltungsbehörde im Rahmen 
dieses Genehmigungsverfahrens bestehenden Amtspflich­
ten überhaupt solche waren, die ihnen gegenüber^bestimmten Ein­
zelpersonen als "Dritten" im Sinne des § 839 Abs. 1 
Satz 2 BGB oblagen0 Ebenso braucht nicht weiter erör­
tert zu werden, ob nicht, wie das Berufungsgericht 
- hilfsweise - dargelegt hat, ein Schadensersatzan­
spruch auch an dem mangelnden Ursachenzusammenhang 
zwischen der angeblich verzögerlichen Durchführung 
des Genehmigungsverfahrens und dem Schaden des Klägers 
scheitern müßte, ob mit anderen Worten die Baugenehmi­
gung auch dann nicht rechtzeitig zum 1. August 1955 
hätte erwirkt werden können, wenn das Genehmigungsver­
fahren mit der nach läge der Dinge überhaupt möglichen 
Beschleunigung durchgeführt worden wäre»
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III.

Die Revision des Klägers erweist sich sonach 
als unbegründet und muß zurückgewiesen werden.

Die Kosten des erfolglos gebliebenen Rechtsmit­
tels hat der Kläger gemäß § 97 ZPO zu tragen»

Dr« PagencLarm Dr. Kreft Dr. Beyer
Dr. Hußla Keßler
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